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Klägerin und Revisionsbeklagte,
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Beklagte und Revisionsklägerin.

Der 3. Senat des Bundessozialgerichts hat auf die mündliche

Verhandlung vom 40. Juli 1979 für Recht erkannt:

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des Sozial—

‚
gerichts Kassel vbm 26. Juli 1977 geändert und wie folgt

neu gefaßt:

Der Bescheid der Beklagten vom 26. Juli 4976 wird aufge—

hoben.

Die Beklagte wird verurteilt, den auf die Klägerin überge—

gangenen Rentenanspruch der Versicherten A 1 zu
ermitteln und den ermittelten Betrag an die Klägerin zu
zahlen.

Außergerichtliche Kosten des Rechtsstreits sind nicht zu
erstatten.
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G r ü n d e :

Streitig ist, ob die klagende Krankenkasse von der beklagten

Landesversicherungsanstalt (LVA) die Fortsetzung des Renten-

verfahrens verlangen kann.

Die Klägerin gewährte der am 27. Januar 4975 arbeitsunfähig

erkrankten Versicherten A L von diesem Tage an Kranken—

geld. Auf ihre Veranlassung stellte die Versicherte am 49. Au—

gust 4975 einen Rehabilitationsantrag. Inzwischen durchgeführte

ärztliche Untersuchungen ergaben ihre völlige Erwerbsunfähig—

keit. Am 5. September 4975 meldete die Klägerin bei der Beklagten

einen Ersatzanspruch an und wies darauf hin, daß der Reha—

bilitationsantrag als Rentenantrag gelte. Am 9. Oktober 4975

starb die Versicherte. Rechtsnachfolger waren nicht vorhan—

den. Die Beklagte lehnte es deshalb mit einem der Klägerin

erteilten Bescheid vom 26. Juli 4976 ab, das Rentenverfahren

durchzuführen und den Ersatzanspruch zu befriedigen.

Das Sozialgericht (SG) hat diesen Bescheid aufgehoben und

die Beklagte verpflichtet, einen Rentenbescheid zu erteilen.

Zur Begründung hat es ausgeführt: Sei ein Versicherter, dem

die Krankenkasse über einen als Rentenbeginn infrage kommenden

Zeitpunkt hinaus Krankengeld gewährt habe, nach Stellung des

Rentenantrags verstorben, so sei das Rentenverfahren auch

dann zu Ende zu führen, wenn keine Bezugsberechtigten vor—
handen seien. Zwar bestehe insoweit keine ausdrückliche

gesetzliche Regelung. Angesichts des in 5 485 der Reichs—

versicherungsordnung (EVO) normierten gesetzlichen Forde—
rungsübergangs sei die Einräumung einer verfahrensrecht-

lichen Stellung durch den Gesetzgeber aber nicht erforder—

lich gewesen.

Mit der zugelassenen Sprungrevision rügt die Beklagte Ver-

letzung materiellen Rechts. Sie beruft sich auf mehrere

Urteile des 4. Senats des Bundessozialgerichts (BSG) und
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meint, der Gesetzgeber habe es nicht nur unterlassen, der

Krankenkasse bei fehlender Zubilligung der Rente einen eigenen

materiell-rechtlichen Anspruch zuzugestehen. Er habe ihr

auch nicht das Recht eingeräumt, dem Rentenverfahren Fort—

gang zu geben.

Die Beklagte beantragt,

das angefochtene Urteil aufzuheben und die Klage

abzuweisen.

Die Klägerin beantragt,

die Revision zurückzuweisen.

Sie hält das angefochtene Urteil für zutreffend.

II

Die Revision der Beklagten ist im wesentlichen unbegründet.

Das SG hat den der Klägerin erteilten Bescheid der Beklagten

vom 26. Juli 1976 mit Recht aufgehoben; denn es handelt sich

bei der Klägerin — einer Krankenkasse — und der Beklagten —
einem Rentenversicherungsträger — um zwei gleichgeordnete

Sozialversicherungsträger, deren Rechtsbeziehung31meinander

nicht durch Verwaltungsakt geregelt werden können. Deshalb ist

auch die in dem angefochtenen Urteil vom SG ausgesprochene Ver—

pflichtung der Beklagten zur Erteilung eines "Rentenbescheides"

dahin zu verstehen, die Beklagte habe den auf die Klägerin

übergegangenen Rentenanspruch zu ermitteln und den ermittelten

Betrag an die Klägerin zu zahlen. Das ist durch eine Änderung

des sozialgerichtlichen Urteils klarzustellen. Im übrigen aber

ist dieses Urteil entgegen der Auffassung der Beklagten nicht

zu beanstanden.

Nach 5 485 Abs 5 Satz 1 RVO endet der Anspruch auf Krankengeld

mit dem Tage, von dem an Rente wegen Erwerbsunfähigkeit oder
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Altersruhegeld von einem Träger der Rentenversicherung zuge—
billigt wird. Ist über diesen Zeitpunkt hinaus Krankengeld

gezahlt worden, so geht nach Satz 2 dieser Vorschrift der An-

3pruch auf Rente bis zur Höhe des gezahlten Krankengeldes auf

die Krankenkasse über. Mit Rücksicht auf die sowohl dem Kran-

kengeld als auch der Rente zukommende Lohnersatzfunktion und

die deshalb unerwünschte gleichzeitige Gewährung beider Sozial—

leistungen endet also nach dieser gesetzlichen Regelung der An-

spruch auf die eine Leistung in dem Zeitpunkt, in dem der An—

spruch auf die andere beginnt; denn der Tag der Zubilligung

der Rente ist der Rentenbeginn, also der Zeitpunkt, von dem

an die Rente dem Versicherten zusteht (vgl BSGE 52, 186, 187

= SozR Nr 56 zu 5 485 RVG; BSGE 44, 201, 202 = SozR 2200 5 182

RVO Nr 42). Außerdem geht, soweit der Versicherte über diesen

Zeitpunkt hinaus die eine Sozialleistung — das Krankengeld —
bereits erhalten hat, sein Anspruch auf die andere Soziallei—

stung - die Rente — auf die Krankenkasse über. Damit stellt

das Gesetz eine unmittelbare Ausgleichsbeziehung zwischen dem

- rückschauend betrachtet - nur zur Überbrückung eines Not—

stands gezahlten Krankengeld und dem Teil der Rente her, der

anstelle dieses Krankengeldes von vornherein hätte gewährt
werden müssen. Die Krankenkasse soll hier dafür entschädigt

werden, daß sie für den eigentlich verpflichteten Rentenver—
sicherungsträger eingesprungen ist, indem sie über den Renten—

beginn hinaus Krankengeld zahlen mußte, weil die Rente noch

nicht bewilligt war (vgl BSGE 52, 56, 57). Der kraft Gesetzes
eintretende Übergang des Rentenanspruchs verschafft ihr die

Möglichkeit, den Betrag des dem Versicherten über den Renten—

beginn hinaus gezahlten Krankengeldes aus der Rentennachzahlung

mindestens zum Teil zurückzuerhalten (vgl 5 485 Abs 5 Satz 5
RVG)

.

Die Rentennachzahlung läßt sich aufgrund des dem Versicherten

v0m Rentenversicherungsträger zu erteilenden Rentenbescheides

ermitteln; denn aus diesem ergibt sich sowohl die Höhe der

Rente als auch der Rentenbeginn. Die Krankenkasse kann also

den kraft Gesetzes auf sie übergegangenen Rentenanspruch im
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Verwaltungswege ebenso durch Anfordern des der Höhe nach ohne

weiteres errechenbarer Zahlbetrages geltend machen und er—
forderlichenfalls im sozialgerichtlichen Verfahren Leistungs—

klage erheben (@ 54 Abs 5 des Sozialgerichtsgesetzes —SGG—)‚

wie das unter gleichgeordneten Sozialversicherungsträgern bei
der Geltendmachung von Ersatz— und Erstattungsansprüchen auch

sonst möglich ist; denn es handelt sich hierbei nicht um das

ihrer Einwirkung entzogene Stammrecht auf Rente. Der von ihr

geltend gemachte Anspruch erfaßt vielmehr lediglich den Ren—
tennachzahlungsbetrag, und zwar in voller Höhe oder auch nur

zu einem Teil.

Nichts anderes kann hinsichtlich der Geltendmachung des

kraft Gesetzes auf die Krankenkasse übergegangenen Renten—

anspruchs dann in Betracht kommen, wenn — wie im vorliegen—

den Fall — der Versicherte nach der mit der Rentenantrag—

stellung erfolgten Ingangsetzung des Rentenverfahrens,

also des Verwaltungsverfahrens des Rentenversicherungs—

trägers, aber vor Erteilung des Rentenbescheides ohne

Rechtsnachfolger stirbt. Zur Realisierung der der Kran—

kenkasse infolge des gesetzlichen Übergangs des Renten—

anspruchs gegebenen Ausgleichsmöglichkeit bedarf es

dann allerdings nicht der Erteilung eines Rentenbeschei—

des, der ohnehin nur deklaratorische Bedeutung besäße

(vgl BSG in SozR Nr 6 zu 5 29 EVO; BSGE 42, 249, 224

= SozR 2200 5 29 RVG Nr 6; vgl auch BSGE 45, 247, 249

= SozR 5750 Art 2 5 54a ArVNG Nr 47). Aus 5 485 Abs 3
Satz 4 BVD kann nicht entnommen werden, daß der Übergang

des Rentenanspruchs den Erlaß eines Rentenbescheides

oder die Erfüllung irgendwelcher anderer formeller
Voraussetzungen erfordert. Diese Vorschrift ver—

langt zwar, daß die Rente "zugebilligt wird". Ihr

Regelungsgehalt erschöpft sich jedoch darin, anzuordnen,

daß der Krankengeldanspruch mit einem bestimmten Termin

— dem Zeitpunkt der Rentenzubilligung — endet. Ihr

materiell—rechtlicher Inhalt betrifft mithin das Rechts—

verhältnis zwischen der Krankenkasse und dem Versicherten
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und legt in diesem Rechtsverhältnis den Umfang des Lei—

stungsanspruchs fest, Die Vorschrift betrifft dagegen

weder das zwischen dem Versicherten und dem Rentenver—

sicherungsträger bestehende Rechtsverhältnis noch den

Ausgleich zwischen dem Rentenversicherungsträger und der

Krankenkasse.

Das Rentenversicherungsverhältnis wird erst in 5 485

Abs 5 Satz 2 BVD angesprochen. Diese Vorschrift aber

befaßt sich ausschließlich mit der Frage, ob über einen

bestimmten Zeitpunkt hinaus Krankengeld gezahlt worden

ist. Ist das der Fall, dann regelt sie den Übergang des

Rentenanspruchs. Sie enthält also lediglich materielles

Recht und stellt keinerlei formelle Erfordernisse auf.

Dasselbe gilt für 5 185 Abs 5 Satz 5 BVG, der im Rahmen

des Krankenversicherungsverhältnisses die Freistellung

des Versicherten von Rückzahlungsverpflichtungen betrifft.

% 185 Abs ; EVO bietet mithin keinen Anhalt dafür, daß
der Übergang des Rentenan3pruchs erst durch den Erlaß

eines Rentenbescheides bewirkt wird. Dieser Anspruchs—

übergang setzt vielmehr lediglich das Bestehen des

Rentenanspruchs voraus, nicht aber dessen verwaltungs-

mäßige Feststellung. Er tritt kraft Gesetzes ein, sobald

die materiell—rechtlichen Voraussetzungen des 5 185

Abs 5 Satz 1 — Ende des Krankengeldanspruchs — und des

Satzes 2 dieser Vorschrift — Zahlung von Krankengeld

nach diesem Zeitpunkt — erfüllt sind.

Da die Krankenkasse Gläubigerin des kraft Gesetzes auf

sie übergegangenen Rentenanspruchs ist, muß sie ihn,

wenn der Versicherte - wie im vorliegenden Fall — nach

der Rentenantragstellung ohne Rechtsnachfolger wegfällt,

selbständig geltend machen können (vgl hierzu BSGE 54,
289, 291). Erforderlich ist hierzu lediglich, daß der
Rentenversichernngsträger den Rentenbeginn und die Renten—
höhe feststellt. Ist das geschehen, läßt sich der an die

Krankenkasse abzuführende Ausgleichsbetrag ohne weiteres

errechnen. Die Krankenkasse kann dann auch in diesem Fall
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den ihr zustehenden Ausgleichsbetrag im Verwaltungswege

anfordern und erforderlichenfalls im sozialgerichtlichen

Verfahren mit der Leistungsklage geltend machen (vgl zu

alledem Heinze, DAngVers 1979 S 95, 97 ff).

Diese Auffassung wird auch vom 4. Senat des BSG in seinem

Urteil vom 28. März 4979 — 4 RJ 45/78 — geteilt. Er hat
in diesem Urteil außerdem darauf hingewiesen, daß sie

auch durch das am 4. Januar 1976 in Kraft getretene

Erste Buch des Sozialgesetzbuches (SGB 1) bestätigt wird.

Denn @ 59 Satz 2 SGB 1 bestimmt, daß Ansprüche auf Geld—

leistungen, über die ein Verwaltungsverfahren anhängig

ist, mit dem Tode des Berechtigten nicht erlöschen.

5 58 Satz 2 SGB 4 geht zwar, wenn die Ansprüche weder
einem Sonderrechtsnachfolger zustehen noch nach bürger—

lichem Recht auf andere Personen als den Fiskus vererbt

werden, vom gesetzlichen Erbrecht des Fiskus aus (5 4956

Bürgerliches Gesetzbuch), bestimmt aber, daß dieser

die AnSprüche nicht geltend machen kann. Diese Regelung,
die Zahlungen zwischen verschiedenen öffentlichen Haus—

halten vermeiden soll (Begründung des Regierungsentwurfs

zu den 55 56 bis 59, BT—Drucks 7/868 S 55), stellt, wie

es in dem Bericht des Ausschusses für Arbeit und Sozial—

ordnung (BT—Drucks 7/5786 S 5) zu 5 58 Satz 2 heißt,
"sicher, daß eventuelle Rechte Dritter aus den Ansprü—

chen befriedigt werden können (zB Ersatzansprüche ande—

rer Leistungsträger)". Der Empfehlung des Rechtsausschus—

ses, die Vorschrift in dem Sinne klarzustellen, daß die

Leistungsansprüche beim Leistungsträger verbleiben sol—

len, wurde nicht gefolgt. Damit hat der Ausschuß für

Arbeit und Sozialordnung den Interessen von ersatzberech—

tigten Leistungsträgern gegenüber einer — vom Rechtsaus—

schuß angeregten - Begünstigung des Rentenversicherungs—

trägers durch Wegfall seiner Leistungspflicht den Vorrang

zuerkannt. Diese vom Gesetzg%er gewollte Befriedigung

von Ersatzansprüchen setzt aber voraus, daß der Leistungs—

träger, der einen Ersatzanspruch geltend machen will, da—

zu das anhängige, bis zum Tode des Versicherten nicht ab—

geschlossene Verfahren fortsetzen kann.
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Dem steht — wie das SG zutreffend erkannt hat — nicht ent—

gegen, daß hier die Versicherte nach Aufforderung durch

die Klägerin (@ 185 Abs 7 RVG) einen Antrag auf medizini-

sche Leistungen zur Rehabilitation gestellt hat. Dieser

Antrag gilt trotz seiner erst mit Bescheid vom 8. Dezem—

ber 1975 und damit nach dem Tod der Versicherten er—

folgten Ablehnung nach @ 1241d Abs 5 BVD als Antrag auf Ver—

sichertenrente. Nach den mit Verfahrensrügen nicht ange—

griffen und deshalb für den Senat bindenden tatsächlichen

Feststellungen ( 165 SGG) des SG stand noch zu Lebzeiten der

Versicherten fest, daß bei ihr schon zur Zeit der Antragstel—

lung Erwerbsunfähigkeit vorlag und nicht zu erwarten war, daß

ihre Erwerbsfähigkeit wesentlich g■ßssert oder wiederherge—

stellt werden konnte. Da die Fiktion der Rentenantragstellung

auf den Zeitpunkt zurückwirkt, in dem der Antrag auf Rehabili—

tation gestellt worden ist, ergibt sich keine andere Rechts—

lage als in den Fällen, in denen von Anfang an Rente bean-
tragt worden ist. Im übrigen hat der Senat mit Urteil vom

24. April 1979 (- 5 RK 41/77 — zur Veröffentlichung vorge—
sehen) zu 5 1241 RVO aF entschieden, daß dann, wenn einem

Versicherten für eine Zeit Krankengeld gewährt worden ist,

für die ihm vorgezogenes Übergangsgeld zusteht, ihm dieses
aber erst später zugebilligt wird, der Anspruch auf das
Ubergangsgeld in Höhe des Krankengeldes auf die Kranken—

kasse übergeht.

Ob die Sachlage dann anders zu beurteilen ist, wenn
aufgrund eines Antrags Rehabilitationsmaßnahmen zu—
nächst bewilligt worden sind, der Versicherte aber wäh—

rend einer Maßnahme stirbt, kann hier unerörtert bleiben.

Ein solcher Sachverhalt ist nicht gegeben.

Schließlich behauptet die Beklagte selbst nicht, daß der

erwerbsunfähig gewesena1Versicherten kein Rentenanspruch

zugestanden habe. Auch bestreitet sie nicht, daß die Kläge—

rin der Versicherten vom 27. Januar 1975 bis zu deren Tod

am 9. Oktober 1975 Krankengeld gewährt und ihren Ersatz—
anspruch durch schriftliche Mitteilung geltend gemacht

hat. Sie ist deshalb verpflichtet, den auf die Klägerin
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übergegangenen Rentenanspruch zu ermitteln und den ermit—

telten Betrag an die Klägerin zu zahlen.

Die Urteile des 4. Senats des BSG, auf die sich die Beklagte

zur Stützung der von ihr vertretenen gegenteiligen Auffassung

beruft, stehen dem nicht entgegen. Diese Urteile (vgl SozR

2200 5 485 RVG Nr 4; BSGE 58, 498 = SozR 2200 5 483 RVO Nr 4;

BSG 42, 256 = SozR 4500 5 54 Nr 44) betreffen insofern andere
Sachverhalte, als entweder der Versicherte noch lebte oder

dessen Rechtsnachfolger das Rentenverfahren fortsetzen

oder der Träger der Sozialhilfe nach 5 4538 RVG die Fest—

stellung der Leistung betrieb. Hierauf hat der 4. Senat

schön in diesen Urteilen jeweils ausdrücklich hingewiesen

und das auch in seinem Urteil vom 28. März 4979 nochmals

hervorgehoben.

Nach alledem ist der Revision der Beklagten der Erfolg im

wesentlichen versagt.

Die Kostenentscheidung beruht auf 5 495 SGG.
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